
 

Kanzleisteuerung: Die Integrierte Gesamtplanung (IGP) – Effizienz und Wachstum 

1. Einleitung und Grundprinzip 

In einer modernen Kanzlei darf Planung nicht am Jahresende in einer Excel-Tabelle 

„passieren“. Kanzleien stehen unter zunehmendem Druck durch steigende Personal-, IT- und 

Raumkosten sowie den digitalen Wandel (Stichwort: Legal Tech). 

Kern der Integrierten Gesamtplanung (IGP): Integration bedeutet, daß geschäftliche Ziele (z. 

B. Mandantenzuwachs, Erschließung neuer Rechtsgebiete oder Kanzleiübernahmen) direkt 

mit dem konkreten Bedarf an Personal, Bürofläche, Ausstattung (IT-Equipment, Mobiliar) 

und der Kapazitätsauslastung verknüpft werden. 

 

2. Personal- und Organisationsplanung („Der zentrale Anker“) 

Da Personal in Kanzleien einer der größten Kostenblöcke ist, bildet dieser Bereich das 

Fundament der Gesamtplanung. 

A. Juristisches Personal und Kapazität 

• Bedarfsplanung: Abstimmung des Bedarfs an Berufsträgern (Partner, Associates) mit 

den Umsatz- und Wachstumszielen. 

• Kostenkalkulation: Berücksichtigung von Gehaltsentwicklungen, Neueinstellungen, 

Fluktuation, Boni/Einmalzahlungen, Fortbildungskosten und „Sonderfällen“. 

 



B. Das nicht-juristische Personal als Profitabilitätshebel 

Das administrative Personal ist kein reiner Kostenfaktor, sondern fungiert als das 

„Betriebssystem“ der Kanzlei. Eine professionelle Organisationsstruktur erhöht direkt die 
Profitabilität der Berufsträger: 

• Vermeidung von Fehlplanungen: Ohne mitwachsende Verwaltung erledigen 

hochbezahlte Partner einfache Aufgaben (z. B. Formatierung, Fristenkontrolle, 

einfache Korrespondenz) oder beschäftigen sich mit Themen, die von Fachleuten 

effektiver und zielgerichteter bearbeitet werden können. 

• Richtgrößen für die Besetzung: 

• Assistenz: 1 Assistenz betreut 4–6 Berufsträger (in angelsächsischen 

Kanzleistrukturen sogar 1:10). 

• Administration: Der administrative Fachbereich umfaßt i. d. R. einen Anteil 

von 15 % bis 20 % des gesamten Kanzleipersonals. 

• Outsourcing und Skaleneffekte: Kleine Kanzleien lagern IT, Gehaltsabrechnung und 

Buchhaltung zweckmäßigerweise an externe Dienstleister aus und konzentrieren sich 

inhouse auf Personalbetreuung (juristisches und nicht-juristisches Personal 

gleichermaßen!) und Controlling. Für die IT-Betreuung bieten sich Systemhäuser an, 

die zudem Skaleneffekte für den IT-Einkauf bieten. Intern reicht meist ein „Floor-

Service“ für die Nutzerbetreuung. 

C. Recruiting, Bindung und Professionalisierung 

• Fachkräftemangel begegnen: Die Gewinnung qualifizierter Rechtsanwalts-, Notar- 

oder Patentanwaltsfachangestellter ist oft schwieriger als die Suche nach Associates. 

• Bindungsmaßnahmen: Einplanung von Sachkosten für Mitarbeiterattraktivität (echte 

Benefits statt „Obstkorb“ oder „schöner Aussicht“; moderne Arbeitsplätze, 

Weiterbildung). Wer hier spart, zahlt später für Fluktuation. 

• Personalführung: Implementierung transparenter Gehaltsmodelle (z. B. 

Funktionsstufen mit Bandbreiten) und einfach zu handhabende Beurteilungssysteme. 

• Management durch Experten: Bereiche wie Organisation, Finanzen, IT, HR und 

Business Development/Marketing gehören in die Hände von Fachleuten, gesteuert 

von einem Chief Operating Officer oder Kanzleimanager, um die Partnerschaft von 

administrativen Aufgaben nachhaltig zu entlasten. 

 

 

 



3. Business Development/Marketing als Taktgeber 

Business Development ist mehr als Repräsentation – es ist der Motor der strategischen 

Ausrichtung. Marketingbudget darf nicht als isolierte Sachkostenposition stehen, sondern 

muß synchron mit der Ressourcenplanung skaliert werden. 

• Kettenreaktion bei Expansion: Erschließt die Kanzlei neue Marktsegmente (z. B. ESG-

Compliance, Restrukturierung) oder startet eine Marketing-Offensive, entstehen aus 

dem erwarteten Honorarumsatz Personal- und Flächenbedarfe. 

• Vermeidung des Kanzlei-Dilemmas: Wenn (Groß-)Mandate ohne Anpassung von 

personellen Kapazitäten gewonnen werden, führt dies zu Überlastung, 

Qualitätsverlusten und am Ende zu schlechtem Betriebsklima. 

• Berücksichtigung von Vorlaufzeiten: Für Recruiting und Onboarding neuer 

Berufsträger und Assistenzen müssen Vorlaufzeiten von 6 bis 9 Monaten in der 

Planung berücksichtigt werden. 

 

4. Strategische Projekte, IT und Infrastruktur 

Infrastrukturinvestitionen müssen kontinuierlich geplant werden, um einen Investitionsstau 

(„Autobahnbrücken-Effekt“) zu vermeiden. 

A. Strategische Vorhaben und Digitalisierung 

• Software und Legal Tech: Einführung neuer Datenbanken, Digitalisierungsprojekte 

und Spezialsoftware (z. B. Implementierungskosten für KI-gestützte 

Dokumentenprüfung). 

• Organisationsprojekte: Arbeitsplatzbewertungen, Personalbemessung, Einführung 

neuer Kanzleisoftware. 

B. Sachinvestitionen und Flächenplanung 

• IT und Ausstattung: Standardisierte Beschaffung von IT-Hardware (Laptops, 

Monitore, Drucker), Telefonie, Konferenztechnik und IT-Sicherheitsinfrastruktur; IT-

Betreuung - Auslagerung an ein Systemhaus (Kosten f. Dienstleistungen Dritter). 

• Flächen- und Raumkonzept: Anpassung der Büroflächen an die Kopfzahl. Um starre 

Mietstrukturen als Wachstumsbremse zu vermeiden, sind flexible Flächen- und 

Homeoffice-Konzepte (Mix aus Einzelbüros, Großraum und Homeoffice) mit 

passenden Mietvertragsoptionen (Vormietrechte, Vertragsverlängerungen) 

einzuplanen; Incentives nicht vergessen, wie mietfreie Zeiten, 

Renovierung/Ausstattungsverbesserungen (z. B. Beleuchtung, Beschattung, 

Schallschutz, Küchengeräte). 



• Büroausstattung: Erstausstattung und Erneuerung von Mobiliar (elektrisch 

höhenverstellbare Schreibtische, ergonomische Sitzmöbel), Renovierungen, 

Raumgestaltung und Dienstwagen. 

 

5. Zusammenführung und Terminplan (Oktober – Januar j.J.) 

Der Gesamtprozeß verknüpft die Teilplanungen. Je nach Kanzleigröße können einzelne 

Schritte gestrafft werden. 

Detaillierter Phasenablauf 

• Phase 1: Oktober – Vorbereitung und Dezentrale Datenerhebung 

• Anfang Okt.:  Versenden einheitlicher Templates und Bekanntgabe der 

Rahmendaten (z. B. Volumen Gehaltsanpassung, max. Erhöhung der 

Sachkosten, Teuerungsrate, Zielquoten). 

• Mitte/Ende Okt.: Dezentrale Erfassung in den Einheiten (Personalbedarf, IT-

/Möbelwünsche, wesentliche Sachkosten, Business Development-/Marketing 

Maßnahmen). 

• Ende Okt.: Terminsetzung für den Rücklauf der Daten an die zentrale Stelle 

(Management-Board, COO / Kanzleimanager). 

• Phase 2: November – Zusammenstellung und Konsolidierung 

• Anfang Nov.: Erstkonsolidierung zu einem Gesamtentwurf; Abgleich des 

Ressourcenbedarfs mit den finanziellen Möglichkeiten. 

• Mitte Nov.: Plausibilisierung und Prüfung auf Doppelplanungen (z. B. IT-

Bedarf im Fachbereich vs. IT-Abteilung). 

• Ende Nov.: Strukturierte Review-Gespräche zwischen Managing Partner/COO 

und den jeweiligen Fachbereichen/Partnern. 

• Phase 3: Dezember – Feinschliff, Szenarien und Vorbereitung 

• Anfang/Mitte Dez.: Nacharbeit und ggf. Erstellung von Szenarien (Bestes 

Szenario, Basisszenario, Schlechtfall). 

• Mitte Dez.: Erstellung des zusammenfassenden Planungsberichts 

(Management Summary, Personal-/Stellenplan, Sachkostenbudget, 

Investitionen). 

• Vor Weihnachten: Versand der Unterlagen an die Gremienmitglieder (z. B. 

Partner, Beirat). 



• Phase 4: Januar – Verabschiedung und Operationalisierung 

• Anfang Jan.: Finale Fassung, Durchsicht und Klärung letzter Detailfragen. 

• Mitte Jan.: Formelle Verabschiedung der Planung durch das Gremium. 

• Ende Jan.: Einsteuerung der Einzelbudgets in das Controlling-System und Start 

des unterjährigen Soll-Ist-Vergleichs (monatlich oder vierteljährlich). 

 

Zuordnung der Abfrageinhalte im Planungstemplate 

Modul Inhaltsbereiche (Beispiele) Verantwortliche Rolle 

1. Personal 
Neueinstellungen, Gehaltsanpassungen, 

Sonderfälle, Schulungsbedarf 
Dezernatsleitung / HR 

2. Investitionen 

IT-Equipment (Laptops, Monitore, Druck, 

Telefonie), Büromöbel, 

Raumweiterentwicklung 

Dezernatsleitung / IT / 

Facility 

3. Markt und 

Akquisition 

Zielgruppen, Mandanten-

Akquisitionsziele, Events, Messen 

Partner / Vertrieb / 

Marketing 

4. Sachaufwand 
Raumkosten, Informationskosten, Reisen, 

Fachliteratur, Beratung, Mitgliedschaften 

Dezernatsleitung / 

Marketing / Finanzen 

5. 

Maßnahmen/Projekte 

Sonderprojekte (z. B. Software-

Einführung, KI-Tools, Kanzleientwicklung) 

Projektverantwortliche / 

COO 

 

6. Erfolgsfaktoren für die Praxis 

1. Verbindliche Rahmendaten: Vorab festgelegte Obergrenzen (z. B. max. % Steigerung 

der Sachkosten) verhindern unrealistische Erstentwürfe. 

2. Standardisierte Abfragewerkzeuge: Geschützte Excel-Templates oder Planungstools 

mit Drop-down für Standard-Equipment stellen die Vergleichbarkeit sicher. 

3. Zentrale Preishinterlegung: Fachbereiche melden ausschließlich Mengen (z. B. 

Anzahl neuer Laptops/Arbeitsplätze); die finanzielle Bewertung erfolgt zentral durch 

den Planungsverantwortlichen. 

 

 

 



7. Fazit 

Die Integrierte Gesamtplanung führt strategische Vorhaben, operative Maßnahmen und 

finanzielle Ressourcen in einem abgestimmten Prozeß zusammen. Sie bricht das Denken in 

„Umsatzbringer“ und „Kostenverursacher“ auf und stellt sicher, daß geplantes Wachstum 

durch die hierfür notwendigen Kapazitäten in Personal, IT, Fläche und Geld realistisch 

darstellbar ist. 

 


